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1. Die vorliegende Rechtssache ist in zwei­
erlei Hinsicht von Bedeutung. Zum einen 
bietet die Klage, die das Königreich Spanien 
gegen Stellenausschreibungen für die Ein­
stellung von Bediensteten auf Zeit bei 
Eurojust erhoben hat, dem Gerichtshof 
erneut die Möglichkeit, Sinn und Bedeutung 
der Regelung der Sprachenfrage für die 
Einrichtungen der Europäischen Union zu 
prüfen. Der Gerichtshof hat bereits Gelegen­
heit gehabt, zur Regelung der Sprachenfrage 
Stellung zu nehmen, die auf die bei einer 
Agentur der Europäischen Gemeinschaft, 
dem Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle) 
(HABM), eingeleiteten Eintragungsverfahren 
anwendbar ist 2. Er hat nun über die Re­
gelung der Sprachenfrage für die Einstel­
lungsverfahren und die interne Tätigkeit 
einer Einrichtung der Union, Eurojust, zu 
entscheiden. Aber andererseits kann dieser 
Schritt nur dann unternommen werden, 
wenn der Gerichtshof die Zulässigkeit einer 
Nichtigkeitsklage eines Mitgliedstaats gegen 
eine von einer Einrichtung der Union im 
Rahmen der Bestimmungen des Titels VI des 
EG-Vertrags erlassene Maßnahme bejaht. In 
dieser Rechtssache ist der Gerichtshof daher 
aufgerufen, sowohl zu den im Rahmen des 
EU-Vertrags eröffneten Rechtsbehelfen als 

auch zu den in den Organen und den Stellen 
der Union verlangten sprachlichen Anforde­
rungen Stellung zu beziehen. 

I — Die Rechtssache und ihr Kontext 

2. Zunächst sind einige Erläuterungen zum 
Urheber und zum Inhalt der angefochtenen 
Stellenausschreibungen (im Folgenden: die 
angefochtenen Maßnahmen) zu geben, bevor 
der Gegenstand und die Gründe dieser Klage 
dargestellt werden. 

A — Der Urheber der angefochtenen Maß­
nahmen 

3. Eurojust ist ein wichtiger Bestandteil der 
Entwicklung der Union als Raum der Frei-

1 — Ongtnalsprache: Portugiesisch. 

2 — Urteil vom 9. September 2003 in der Rechtssache C-361/01 P 
(Kik/HABM, Slg. 2003, I-8283). 
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heit, der Sicherheit und des Rechts 3. Nach 
Artikel 29 EU entspricht die Schaffung von 
Eurojust der Notwendigkeit, den Bürgern 
durch eine engere Zusammenarbeit der 
Justizbehörden der Mitgliedstaaten ein hohes 
Maß an Sicherheit zu bieten. 

4. Eurojust wurde durch den Beschluss 
2002/187/JI des Rates vom 28. Februar 
2002 4 (im Folgenden: Eurojust-Beschluss) 
als mit Rechtspersönlichkeit ausgestattete 
Stelle der Union errichtet. Seine Aufgabe 
besteht darin, im Bereich der schweren 
Kriminalität die Koordinierung der in den 
Mitgliedstaaten laufenden Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen zu fördern und 
zu verbessern, die Zusammenarbeit zwischen 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaa­
ten zu verbessern und diesen Unterstützung 
zu bieten. 

5. Eurojust ist zu diesem Zweck mit einer 
einmaligen Struktur ausgestattet. Zum einen 
setzt sich diese Stelle nach Artikel 2 des 
Eurojust-Beschlusses aus nationalen Mitglie­
dern zusammen, die von den einzelnen 
Mitgliedstaaten entsandt werden. Die natio­
nalen Mitglieder bilden zusammen das 
Kollegium. Dieses ist für die Organisation 
und die Funktionsweise von Eurojust ver­
antwortlich. Es ernennt den Verwaltungs­
direktor, der für die laufende Verwaltung der 

Stelle verantwortlich ist5. Im Übrigen ver­
fügt Eurojust über seine eigene Verwaltungs­
struktur. Nach Artikel 25 der Geschäfts­
ordnung von Eurojust6 wird das Personal 
von Eurojust nach Bewertung und Genehmi­
gung der zu besetzenden Posten durch das 
Kollegium vom Verwaltungsdirektor einge­
stellt. Gerade die Voraussetzungen für die 
Einstellung des Personals der Stelle werden 
mit der vorliegenden Klage angefochten. 

B — Der Inhalt der angefochtenen Maß­
nahmen 

6. Am 13. Februar 2003 wurden acht 
Stellenausschreibungen zur Bildung von Ein­
stellungsreserven für die Besetzung der 
Posten von Bediensteten auf Zeit bei Euro-
just im Amtsblatt der Europäischen Union 
bekannt gemacht 7. Sie betrafen insbesonde­
re die Position des Datenschutzbeauftragten, 
die Position des Rechnungsführers, die Posi­
tion des IT-Informatikfachmanns (Webmas­
ter) des Europäischen justiziellen Netzes, die 
Position des Juristen, die Position des 
Bibliothekars/Archivars, die Position des 
Pressebeauftragten und eine Position eines 
Sekretärs der allgemeinen Verwaltung. Alle 
diese Stellenausschreibungen beschreiben 
die Art der vorgesehenen Tätigkeit und 
geben die erforderlichen Qualifikationen für 
die Bewerbung um diese Ämter sowie die 
Ernennungs- und Beschäftigungsbedingun­
gen für die Bewerber an. 

3 — Nach Artikel 2 EU setzt sich die Union u. a. folgendes Ziel: 
„die Erhaltung und Weiterentwicklung der Union als Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem in 
Verbindung mit geeigneten Maßnahmen in Bezug auf die 
Kontrollen an den Außengrenzen, das Asyl, die Einwanderung 
sowie die Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität der 
freie Personenverkehr gewährleistet ist". 

4 — Beschluss über die Errichtung von Eurojust zur Verstärkung 
der Bekämpfung der schweren Kriminalität (ABl. L 63, S. 1). 

5 — Artikel 28 des Eurojust-Beschlusses. 
6 - ABl. 2002, C 286, S. 1. 
7 — ABl. 2003, C 34 A, S. 1-19. 
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7. Was die erforderlichen Qualifikationen 
angeht, so werden u. a. bestimmte Sprach­
kenntnisse verlangt. Diese Anforderungen 
unterscheiden sich je nach dem zu beset­
zenden Posten. Bei der Position des Daten­
schutzbeauftragten und der Position des 
Juristen werden ausgezeichnete Englisch-
und Französischkenntnisse verlangt; weiter 
wird angegeben, dass die Fähigkeit, in 
weiteren Amtssprachen der Gemeinschaften 
arbeiten zu können, von Vorteil wäre. Die 
Bewerber um die Position des Pressebeauf­
tragten müssen die Fähigkeit zur Kommu­
nikation mindestens auf Englisch und Fran­
zösisch besitzen; für sie wäre die Kenntnis 
einer weiteren Amtssprache der Gemein­
schaften von Vorteil. Für die Position des 
Sekretärs der allgemeinen Verwaltung wer­
den gründliche Englisch- und Französisch­
kenntnisse verlangt; im Übrigen wäre die 
ausreichende Kenntnis weiterer Gemein­
schaftssprachen von Vorteil. Für die Position 
des IT-Informatikfachmanns sind gute Eng­
lischkenntnisse unerlässlich; die Fähigkeit 
zur Kommunikation in mindestens zwei 
weiteren Amtssprachen der Gemeinschaften, 
darunter Französisch, ist in jedem Fall von 
Vorteil. Von den Bewerbern um die Position 
des Rechnungsführers werden gründliche 
Kenntnisse einer der Amtssprachen der 
Gemeinschaften und ausreichende Kennt­
nisse einer weiteren Sprache der Gemein­
schaften einschließlich ausreichender Kennt­
nisse des Englischen verlangt. Nur die Aus­
schreibung für die Position des Bibliothe­
kars/Archivars erwähnt keine besonderen 
sprachlichen Anforderungen. 

8. Die Bedingungen für die Einreichung der 
Bewerbungen sind in allen angefochtenen 
Maßnahmen gleich ausgeführt. Zum einen 

ist das Bewerbungsformular nicht nur in der 
Sprache der Veröffentlichung, in der der 
Bewerber die Ausschreibung zur Kenntnis 
nimmt, sondern auch in englischer Sprache 
auszufüllen. Zum anderen sind einige der 
einzureichenden Unterlagen, nämlich das 
Bewerbungsschreiben und der Lebenslauf, 
in englischer Sprache zu verfassen. 

C — Streitgegenstand und Klagegründe 

9. Der Gegenstand dieser Klage ist ein 
doppelter. Mit seiner Klage beantragt das 
Königreich Spanien, den die in englischer 
Sprache einzureichenden Unterlagen betref­
fenden Abschnitt in sämtlichen angefochte­
nen Maßnahmen und zum anderen die die 
sprachlichen Fähigkeiten betreffenden Ab­
schnitte in den angefochtenen Maßnahmen, 
die sie enthalten, für nichtig zu erklären. 
Durch die Konzentration des Gegenstandes 
der Klage auf die sprachlichen Fragen greift 
der Kläger sowohl das Auswahlverfahren als 
auch die Kriterien für die Auswahl an. 

10. Er stützt diese Klage auf drei Gründe. 
Erstens seien die angefochtenen Maßnah­
men unter Verletzung der Beschäftigungs­
bedingungen für die sonstigen Bediensteten 
der Europäischen Gemeinschaften (im Fol­
genden: Beschäftigungsbedingungen) 8 erlas­
sen worden. Sie verstießen gegen Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe e der Beschäftigungsbe-

8 — Es sei daran erinnert, dass diese Regelung das Statut der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften ergänzt und die 
ßcschaftigungs- und Arbeitsbedingungen der Bediensteten auf 
Zeit. Hilfskräfte, örtlichen Bediensteten und Sonderberater, die 
bei den Gemeinschaften beschaftigt sind, regelt. 
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dingungen, indem sie je nachdem mehr als 
ausreichende Kenntnisse in einer anderen 
Sprache als der Muttersprache des Bewer­
bers, eine Kenntnis der französischen Spra­
che und in jedem Fall eine unerlässliche 
Kenntnis der englischen Sprache verlangten. 
Zweitens rügt der Kläger eine Verletzung der 
Sprachenregelung von Eurojust 9 insofern, 
als diese Regelung Eurojust verpflichte, sich 
an die Sprachenregelung der Gemeinschaft 
zu halten, die die Verwendung und die 
Beachtung sämtlicher Amtssprachen der 
Europäischen Gemeinschaften verlange 10. 
Als Letztes macht der Kläger geltend, das 
sich aus Artikel 12 EG ergebende Verbot der 
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehö­
rigkeit sei verletzt, da die in den angefochte­
nen Maßnahmen aufgestellten Anforderun­
gen und Voraussetzungen ungerechtfertig­
terweise die Bewerber mit englischer oder 
französischer Muttersprache begünstigten. 

II — Die Zulässigkeit der Klage 

11. Eurojust bestreitet die Zulässigkeit der 
Klage. Nun, diese Frage ist heikel. Sie 
verdient meines Erachtens eine aufmerksa­
me Prüfung. 

12. Zwei Arten von Erwägungen lassen sich 
zur Stützung einer Unzulässigkeitsfeststel-
lung anführen. Die erste ist von allgemeiner 
Bedeutung. Sie leitet sich daraus her, dass die 
in Rede stehenden Maßnahmen außerhalb 
des Rahmens des Gemeinschaftsrechts und 
zudem von einer selbständigen Stelle er­
lassen worden sind, die nicht in den Rahmen 
der Organe der Union gehört, wie er in den 
Artikeln 7 EG und 5 EU aufgestellt worden 
ist. Daraus soll folgen, dass die angefochte­
nen Maßnahmen in zweierlei Hinsicht der 
gemeinschaftsgerichtlichen Nachprüfung auf 
die Rechtmäßigkeit hin entzogen sind. Die 
andere Art von Erwägungen beruht auf dem 
Wortlaut der Bestimmungen des Vertrages. 
Weder Artikel 230 EG noch Artikel 35 EU 
erlaubten es, eine Klage gegen Maßnahmen 
dieser Art zu erheben. Es gebe nur einen 
Rechtsbehelf, und dieser sei gemäß Artikel 91 
des nach Artikel 73 der Beschäftigungsbe­
dingungen auf die Zeitbediensteten entspre­
chend anzuwendenden Statuts der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften den 
erfolglosen Bewerbern vorbehalten. 

13. Man darf sich dem nicht verschließen, 
dass diese Erwägungen einiges Gewicht 
haben. Sie würden es dem Gerichtshof 
erlauben, eine einfache Lösung zu wählen. 
Es würde auf diese Weise genügen, zu 
entscheiden, dass keine Rechtsgrundlage die 
Prüfung dieser Klagen ermöglicht. Diese 
Lösung hätte jedoch den bedeutenden Nach­
teil, dass sie nicht den Grundsätzen ent­
spräche, von denen sich die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes stets hat leiten lassen. 
Letztlich würde damit einem Mitgliedstaat 
die Möglichkeit genommen, eine Maßnahme 
anzufechten, die ein Grundprinzip des 
Rechts der Union beeinträchtigen könnte. 
In meinen Augen ist es jedoch wesentlich, 
dass der Gerichtshof Fragen entscheidet, die 
die Festlegung des rechtlichen Grundrah­
mens der Union berühren. Die vorliegende 
Rechtssache wirft solche Fragen auf. Zwar 

9 — Nach Artikel 31 Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses gilt ,,[f]ür 
die Arbeiten von Eurojust ... die amtliche Sprachenregelung 
der Union". 

10 — Nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 1 des Rates vom 15. April 
1958 zur Regelung der Sprachenfrage fur die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. 1958, Nr. 17, S. 385) in der 
zum Zeitpunkt der Erhebung der vorliegenden Klage 
geltenden Fassung sind ,,[d]ie Amtssprachen und Arbeits­
sprachen der Organe der Gemeinschaft ... Dänisch, Deutsch, 
Englisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, Italienisch, Nie­
derländisch, Portugiesisch, Schwedisch und Spanisch". 
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verdienen die zur Stützung einer Unzulässig-
keitsfeststellung herangezogenen Erwägun­
gen berücksichtigt zu werden, doch erscheint 
mir keine von ihnen ausschlaggebend. Für 
eine Annahme der Zulässigkeit lassen sich 
dagegen hervorragende Argumente anfüh­
ren. 

14. Sie kann wohl nicht, wie die Klägerin 
meint, auf Artikel 230 EG gestützt werden. 
Die angefochtenen Maßnahmen sind keine 
Maßnahmen der Gemeinschaft. Sie stützen 
sich auf die Bestimmungen des EU-Vertrags, 
die Ermächtigungsgrundlagen für die Ein­
richtung, die Organisation und die Funk­
tionsweise von Eurojust sind. Daher ist die 
Zulässigkeit der Klage im Rahmen dieser 
Bestimmungen festzustellen. Als eine der 
Bestimmungen über die polizeiliche und 
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 
regelt Artikel 35 EU: „Der Gerichtshof ist 
für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Rahmenbeschlüsse und Beschlüsse bei Kla­
gen zuständig, die ein Mitgliedstaat oder die 
Kommission wegen Unzuständigkeit, Verlet­
zung wesentlicher Formvorschriften, Verlet­
zung dieses Vertrags oder einer bei seiner 
Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm 
oder wegen Ermessensmissbrauchs erhebt." 

15. Diese Formulierung ist eindeutig von 
den Bestimmungen des EG-Vertrags über die 
Nichtigkeitsklage hergeleitet 11. Es sei daran 
erinnert, dass, wie der Gerichtshof in diesem 
Rahmen entschieden hat, die Europäische 
Gemeinschaft „eine Rechtsgemeinschaft der 
Art ist, dass weder die Mitgliedstaaten noch 
die Gemeinschaftsorgane der Kontrolle dar­
über entzogen sind, ob ihre Handlungen im 

Einklang mit der Verfassungsurkunde der 
Gemeinschaft, dem Vertrag, stehen" 12. Der 
Gerichtshof zieht daraus den Schluss, dass 
zwar Artikel 230 EG nur eine begrenzte 
Anzahl anfechtbarer Maßnahmen anführt, 
nach „dem System des Vertrages ... jedoch 
die Möglichkeit einer direkten Klage gegen 
alle Handlungen der Organe gegeben [ist], 
die dazu bestimmt sind, eine Rechtswirkung 
zu erzeugen" 13. In einer solchen Gesellschaft 
ist nämlich der Grundsatz einer wirksamen 
gerichtlichen Kontrolle der nach den Be­
stimmungen des Vertrages handelnden Be­
hörde Ausdruck eines allgemeinen Prinzips, 
das die Wahrung des Rechts sicherstellt 14 . 

16. Dieses Prinzip verdient daher weitge­
hende Anerkennung. Zum einen kann es 
nicht auf den Rahmen der Organe im Sinne 
von Artikel 7 EG beschränkt werden. Der 
Gerichtshof hat nämlich in ständiger Recht­
sprechung entschieden, dass durch den EG-
Vertrag mit Rechtspersönlichkeit ausgestat­
tete Gemeinschaftseinrichtungen ebenfalls 
seiner Kontrolle unterliegen 15 . Jede andere 
Lösung würde dem Grundsatz zuwiderlau­
fen, dass jede beschwerende Entscheidung 
der Gemeinschaft, unabhängig davon, von 

11 — Vgl. in diesem Sinne Gautier, M., L'influence du modèle 
communautaire sur la coopération en matière de justice et 
d'affaires intérieures, Bruylant, Brüssel, 2003, S. 564. 

12 — Urteil vom 23. April 1986 in der Rechtssache 294/83 (Les 
Verts/Parlament, Sig. 1986, 1339, Randnr. 23). 

13 — Randnr. 24 des Urteils Les Verts/Parlament, angerührt in 
Fußnote 12. 

14 — Vgl. insbesondere Urteil des Gerichts vom 17. Juli 1998 in der 
Rechtssache T-111/96 (ITT Promedia /Kommiss ion , 
Slg. 1998, II-2937, Randnr. 60) und Urteil vom 15. Mai 
1986 in der Rechtssache 222/84 (Johnston, Slg. 1986, 1651, 
Randnr. 18). 

15 — Vgl. insbesondere Urteile vom 10. Juli 2003 in der Rechts­
sache C-15/00 (Kommission/EIB, Slg. 2003, I-7281, 
Randnr. 75) und vom 2. Dezember 1992 in der Rechtssache 
C-370/89 (SGEEM und Etroy/EIB, Slg. 1992, I-6211, 
Randnrn. 5 und 6). Ferner ist es interessant, zu bemerken, 
dass die Kommission in einer Mitteilung über den Rahmen 
fur die europäischen Regulierungsagenturen die Ansicht 
vertritt, dass die europäischen Agenturen die Grundsätze 
des institutionellen Systems zu wahren haben, in das sie sich 
einfügen, insbesondere das allgemeine Legalitätsprinzip 
(KOM|2002) 718 endg.). 
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wem sie ausgeht, einer wirksamen gerichtli­
chen Nachprüfung unterliegt 16. 

17. Zum anderen dürfte meines Erachtens 
jetzt nichts daran hindern, dass das Rechts­
system der Gemeinschaft und die sich daraus 
ergebenden Garantien auf den Rahmen der 
Europäischen Union erstreckt werden. Im 
Rahmen von Artikel 220 EG versteht der 
Gerichtshof seine Aufgabe dahin, dass sie 
ihm gebietet, die Wahrung der Rechtmäßig­
keit nach den Kriterien des Gemeinschafts­
rechts sicherzustellen 17. Nach Artikel 46 EU 
gelten die Bestimmungen des EG-Vertrags 
betreffend die Zuständigkeit des Gerichtsho­
fes und die Ausübung dieser Zuständigkeit 
für die Bestimmungen des EU-Vertrags über 
die polizeiliche und justizielle Zusammen­
arbeit in Strafsachen 18. Der Gerichtshof 
muss daher in diesem Rahmen die Wahrung 
der Rechtmäßigkeit unter Befolgung dersel­
ben Kriterien gewährleisten. Dies ist die 
logische Fortsetzung einer auf der Rechts­
staatlichkeit beruhenden Union, wie sie sich 
aus Artikel 6 EU ergibt 19. In einer Rechts­
union ist es wesentlich, dass die Maßnahmen 
der Organe und Stellen der Union der 
Nachprüfung durch ein Gericht der Union 
unterzogen werden können, wenn sie dazu 
bestimmt sind, Rechtswirkung gegenüber 
Dritten zu entfalten 20. 

18. Dies gilt für die angefochtenen Maß­
nahmen 21. 

19. Allerdings dürfen die im EU-Vertrag 
vorgesehenen Voraussetzungen für die Er­
hebung einer Nichtigkeitsklage keineswegs 
unbeachtet bleiben. Zwar gelten die im 
Gemeinschaftsrahmen verankerten Grund­
sätze der Rechtmäßigkeit und der wirksamen 
gerichtlichen Nachprüfung auch im Rahmen 
einer Rechtsunion, doch folgt daraus nicht, 
dass die Regelungen und die Einzelheiten der 
Überwachung der Rechtmäßigkeit die glei­
chen sind. Denn die Gemeinschaft und die 
Union verfolgen teilweise unterschiedliche 
Ziele und unterliegen unterschiedlichen Vor­
aussetzungen. Da die Klage auf Artikel 35 EU 
gestützt wird, sind zwei besondere Voraus­
setzungen zu berücksichtigen. 

20. Die erste betrifft die Natur der ange­
fochtenen Maßnahmen. Artikel 35 EU be­
schränkt offensichtlich die Klagen auf Be­
schlüsse und Rahmenbeschlüsse, die der Rat 
gemäß Artikel 34 EU erlassen hat. Es steht 
nämlich fest, dass in Bezug auf die Maß­
nahmen von Eurojust in den anwendbaren 
Regelungen eine Nachprüfung der Recht­
mäßigkeit nicht ausdrücklich vorgesehen ist. 
Der Grund besteht ohne Zweifel darin, dass 
Eurojust, weder Rechtsetzungsgewalt noch 

16 — Vgl. insbesondere Beschluss des Gerichts vom 8. Juni 1998 in 
der Rechtssache T-148/97 (Keeling/HABM, Slg. 1998, 
II-2217, Randnr. 33). 

17 — So zuletzt Urteil vom 29. April 2004 in der Rechtssache 
C-496/99 P (Kommission/CAS Succhi di Frutta, Sig. 2004, 
1-3801, Randnr. 63). 

18 — Urteil vom 12. Mai 1998 in der Rechtssache C-170/96 
(Kommission/Rat, Slg. 1998,I-2763, Randnr. 15). 

19 — Vgl. Rideau, ƒ., „L'incertaine montée vers l'Union de droit", 
De la Communauté de droit à l'Union de droit. Continuités et 
avatars européens, LGDJ, Paris, 2000, S. 1. 

20 — Hierzu sei bemerkt, dass der Wortlaut des am 29. Oktober 
2004 in Rom von den Vertretern der Mitgliedstaaten 
unterzeichneten Vertrages über eine Verfassung für Europa 
in Artikel III-365 vorsieht, dass der Gerichtshof der Euro­
päischen Union „ebenfalls die Rechtmäßigkeit der Hand­
lungen der Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union 
mit Rechtswirkung gegenüber Dritten [überwacht]" 
(RK 87/2/04). 

21 — Dies wird in den Rechtssachen nicht bestritten, in denen der 
Gemeinschaftsrichter die Rechtmäßigkeit vergleichbarer 
Maßnahmen im Rahmen des EG-Vertrags zu beurteilen 
hatte: vgl. insbesondere Urteil des Gerichts vom 11. Juli 1996 
in der Rechtssache T-146/95 (Bernardi/Parlament, Slg. 1996, 
II-769), Beschluss des Gerichts vom 30. März 2000 in der 
Rechtssache T-33/99 (Méndez Pinedo/EZB, Slg. ÖD 2000, 
I-A-63 und II-273) und Urteil des Gerichtshofes vom 12. Juli 
1989 in der Rechtssache 225/87 (Belardinelli u. a./Gerichts-
hof, Slg. 1989, 2353, Randnrn. 13 und 14). 
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Entscheidungsbefugnis hat 22. Es handelt sich 
um eine Stelle mit im Wesentlichen Durch­
führungsaufgaben. Der Eurojust-Beschluss 
sieht so nur eine Haftungsregelung 23 und 
ein besonderes Rechtsbehelfssystem im Rah­
men des Zugangs zu personenbezogenen 
Daten vor 24. Dass eine solche Lücke jedoch 
kein Hemmnis für die Zulassung der Klage 
darstellen kann, ergibt sich eindeutig aus 
dem erwähnten Urteil Les Veits/Parlament. 
Ebenso wie der Gerichtshof in diesem Urteil 
eine Klage gegen ein Organ zugelassen hat, 
dessen Rechtsetzungsfunktion nach und 
nach grundlegend geworden ist25, ist eine 
Klage gegen eine Stelle zuzulassen, soweit 
diese eine Rechtsetzungsfunktion hat, auch 
wenn diese ein Ausnahmefall bleibt. Wenn 
die Maßnahmen von Eurojust nicht aus­
drücklich in Artikel 35 EU erwähnt sind, so 
auch deshalb, weil sie von einer Stelle 
ausgehen, die erst nach der Erstellung der 
ursprünglichen Fassung dieser Bestimmung 
geschaffen worden ist. Daher ist von dieser 
Unterlassung nicht herzuleiten, dass diese 
Maßnahmen unanfechtbar sind. 

21. Der Gerichtshof hat bereits im Rahmen 
des Systems des EG-Vertrags anerkannt, dass 

eine Nichtigkeitsklage gegen alle Handlun­
gen der Organe gegeben ist, die eine Rechts­
wirkung erzeugen, unabhängig von ihrer 
Natur, ihrer Form oder ihrem Urheber 26. 
Eine dahin gehende Rechtsprechung ist 
offensichtlich auch im Rahmen der Union 
geboten. Artikel 35 EU ist dahin auszulegen, 
dass er bestimmten Klägern die Möglichkeit 
eröffnet, die Nichtigerklärung aller im Rah­
men des Titels VI erlassenen Maßnahmen, 
die gegenüber Dritten Rechtswirkung ent­
falten, zu beantragen. Meines Erachtens 
verlangt „der Gedanke der Rechtmäßigkeit", 
wie er im System einer Rechtsunion vor­
herrschen muss, dass dem so ist 27. 

22. Die zweite Voraussetzung betrifft die 
K l a g e b e f u g n i s des K l ä g e r s . N a c h 
Artikel 35 EU sind nur die Mitgliedstaaten 
und die Kommission zur Erhebung einer 
Klage berechtigt. Auf den ersten Blick 
scheint diese Voraussetzung im vorliegenden 
Fall keine Schwierigkeiten zu bereiten. 
G r u n d s ä t z l i c h b r a u c h e n die d u r c h 
Artikel 35 EU bevorrechtigten Kläger kein 
Rechtsschutzbedürfnis darzutun. Wie der 
Gerichtshof im Rahmen des EG-Vertrags 
festgestellt hat, muss ein Mitgliedstaat für die 
Zulässigkeit seiner Klage nicht dartun, dass 
ein von ihm angefochtener Rechtsakt ihm 
gegenüber rechtliche Wirkungen erzeugt 28. 
Wegen der Parallelität der Bestimmungen 
über die Nichtigkeitsklage im EG-Vertrag 
und im EU-Vertrag muss die gleiche Recht-

22 — Diese begrenzte Regelung für Streitsachen gleicht der für 
andere Agenturen der Union: vgl. hierzu die Untersuchung 
von Motinier. |., „Le régime contentieux des Agences de 
l'Union européenne". Les Agences de l'Union européenne. 
Recherche sur les organismes communautaires décentralisés. 
Presses de l'Université des sciences sociales, Toulouse, 2002, 
S. 113. 

23 — Artikel 24 des Eurojust-Beschlusses. 

24 — Artikel 19 des Eurojust-Beschlusses. Hierzu heißt es in den 
Begründungserwägungen des Eurojust-Beschlusses, dass die 
Zuständigkeiten der gemeinsamen Kontrolhnstanz, die mit 
der Kontrolle der Tätigkeiten von Eurojust betraut ist, „die 
Zuständigkeiten der nationalen Gerichte und die Rechts­
behelfe, mit denen sie befasst werden können, unberührt 
lassen". 

25 — Der Gerichtshof hat in diesem Urteil, angeführt in Fuß­
note 12, namlih ausgeführt: „Das Europaische Parlament ist 
nicht ausdrücklich als eines der Organe genannt, deren 
Handlungen angefochten werden können, weil ihm der 
EWG-Vertrag in seiner ursprunglichen Fassung nur bera­
tende Befugnisse und solche der politischen Kontrolle 
ubertragen natte, nicht jedoch die Befugnis zur Vornahme 
von Handlungen, die dazu bestimmt sind, Rechtswirkungen 
gegenüber Dritten zu entfalten" (Randnr. 24). 

26 - Urteile vom 31. März 1971 in der Rechtssache 22/70 
(Kommission/Rat, Slg. 1971, 263), vom 11. November 1981 
in der Rechtssache 60/81 (IBM/Kommission, Slg. 1981, 2639, 
Randnr. 9) und Les Verts/Parlament, angeführt in Fuß­
note 12, Randnr. 24. 

27 — Vgl. entsprechend Schlussantrage von Generalanwalt Man­
cini in der Rechtssache Les Verts/Parlament, angeführt in 
Fußnote 12, Nr. 7. 

28 — Vgl. in diesem Sinne Beschluss vom 27. November 2001 in 
der Rechtssache C-208/99 (Portugal/Kommission, Slg. 2001, 
I-9183, Randnr. 23). 
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sprechung im Rahmen von Artikel 35 EU 
gelten. 

23. Ferner ist noch ein von Eurojust im 
vorliegenden Fall erhobener Einwand zu 
berücksichtigen. Da gegen die angefochtenen 
Maßnahmen der Rechtsweg auf der Grund­
lage der Artikel 90 und 91 des Beamten­
statuts ordnungsgemäß eröffnet werden 
könne, sei jede Bemühung um die Zulassung 
der vorliegenden Klage überflüssig. Dieser 
Einwand verkennt jedoch das Interesse, das 
für die Mitgliedstaaten mit dieser Art Klage 
verbunden ist. Es steht fest, dass die auf die 
Bestimmungen des Beamtenstatuts gestütz­
ten Klagen einen besonderen Charakter 
dadurch haben, dass sie nur die Beziehung 
zwischen dem Kläger und einem Organ 
berühren 29. Die Vertretung von Interessen, 
die sich aus dieser besonderen Beziehung 
ergeben, kann jedoch nicht als einziger Weg 
für eine Klage beim Gerichtshof betrachtet 
werden. Es muss einem Mitgliedstaat, der 
kein Interesse an dieser Beziehung hat, 
erlaubt sein, sich zur Stützung einer Nichtig­
keitsklage auf Bestimmungen des Rechts der 
Union zu berufen 30. 

24. Zwei Gründe sprechen im vorliegenden 
Fall für eine solche Lösung. Zum einen sei 
daran erinnert, dass das System des EU-

Vertrags den Mitgliedstaaten eine stark her­
vorgehobene Stellung verschafft 31. Es wäre 
daher nicht folgerichtig, eine Klage von 
Einzelpersonen zuzulassen, ohne auch den 
Mitgliedstaaten das Recht auf Zugang zur 
Gerichtsbarkeit zu verleihen. Zum anderen 
sei bemerkt, dass die vorliegende Klage ein 
wesentliches Erfordernis des Rechts der 
Union betrifft, dessen Schutz in erster Linie 
den Mitgliedstaaten obliegt. Denn aus 
Artikel 290 EG ergibt sich durch die 
Verweisung auf diese Bestimmung in 
Artikel 41 EU, dass die Organe der Union 
ihre Befugnisse unter Achtung der Vielfalt 
der Sprachen ausüben. Die Achtung der 
Vielfalt der Sprachen ist einer der wesent­
lichen Gesichtspunkte des Schutzes der 
nationalen Identität der Mitgliedstaaten, 
wie sich aus den Artikeln 6 Absatz 3 EU 
und 149 EG ergibt 32. Daher kann die den 
Bewerbern gebotene Möglichkeit, ihre be­
sonderen Interessen zu vertreten, nicht dem 
grundlegenden Interesse entgegenstehen, das 
mit der Verteidigung einer Regel wie der der 
Vielfalt der Sprachen in der Union verbun­
den ist 33. Das Interesse der Mitgliedstaaten 
geht nicht im Interesse der Einzelpersonen 
auf; beide Rechtsschutzinteressen bestehen 
nebeneinander. 

25. Ich bin daher der Ansicht, dass die 
vorliegende Klage für zulässig zu erklären ist. 

29 — Zum besonderen Charakter dieser Beziehung und den damit 
verbundenen Rechtsbehelfen vgl. insbesondere Urteil vom 
22. Oktober 1975 in der Rechtssache 9/75 (Meyer-Burck-
hardt/Kommission, Slg. 1975, 1171). 

30 — Vgl. entsprechend Urteil vom 20. März 1985 in der Rechts­
sache 41/83 (Italien/Kommission, Slg. 1985, 873, Randnr. 30). 

31 — Diese Stellung wird durch die außergewöhnliche Rolle, die 
den Mitgliedstaaten bei der Initiative für die im Rahmen des 
Titels VI des EU-Vertrags erlassenen Maßnahmen zugebilligt 
wird (Artikel 34 Absatz 2 EU) und durch die diesen 
verliehene Möglichkeit belegt, den Gerichtshof anzurufen, 
um Maßnahmen prüfen zu lassen, die dazu bestimmt sind, 
Rechtswirkungen für Dritte zu entfalten (Artikel 35 
Absatz 6 EU). 

32 — Artikel 6 EU bestimmt: „Die Union achtet die nationale 
Identität ihrer Mitgliedstaaten." Der durch den Vertrag von 
Maastricht eingeführte Artikel 149 EG erinnert an die 
Achtung der Vielfalt der Kulturen und Sprachen der 
Mitgliedstaaten durch die Gemeinschaft. 

33 — Vgl. entsprechend Urteil vom 22. Mai 1990 in der Rechts­
sache C-70/88 (Parlament/Rat, Slg. 1990,I-2041, Randnr. 26). 
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III — Beurteilung der Klagegriinde 

26. Der Kläger beruft sich auf Rechtsbe­
stimmungen, deren Erheblichkeit für die 
Entscheidung des Rechtsstreits von Eurojust 
bestritten wird. Vor der Erörterung der 
Rechtmäßigkeit der angefochtenen Maßnah­
men ist die Vorfrage der Anwendbarkeit der 
in Anspruch genommenen Bestimmungen 
zu prüfen. 

A — Bestimmung des anwendbaren Rechts 

27. Der Kläger beruft sich im vorliegenden 
Fall auf zwei Regelungen, die die Beschäfti-
gungsbedingungen und die Sprachenrege­
lung der Europäischen Gemeinschaft betref­
fen, und auf ein Grundprinzip des Gemein­
schaftsrechts, das Diskriminierungsverbot 
im Sinne von Artikel 12 EG. 

28. Die Anwendbarkeit der Beschäftigungs­
bedingungen unterliegt keinem Zweifel. Im 
Übrigen wird sie nicht bestritten. Artikel 30 
Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses bestimmt: 
„Das Personal von Eurojust unterliegt insbe­
sondere hinsichtlich der Bedingungen für 
seine Einstellung und seinen Status den 
Verordnungen und Regelungen für die Be­
amten und sonstigen Bediensteten bei den 
Europäischen Gemeinschaften." Daraus er­
gibt sich insbesondere, dass die Einstellung 
von Bediensteten auf Zeit bei Eurojust den in 
Artikel 12 der Beschäftigungsbedingungen 
vorgesehenen Voraussetzungen unterliegt. 
Danach ist ,,[b]ei der Einstellung der Bediens­
teten auf Zeit... anzustreben, dem Organ die 

Mitarbeit von Personen zu sichern, die in 
Bezug auf Befähigung, Leistung und Integri­
tät höchsten Ansprüchen genügen; sie sind 
unter den Staatsangehörigen der Mitglied­
staaten der Gemeinschaften auf möglichst 
breiter geografischer Grundlage auszuwäh­
len." Weiter ist vorgesehen: „Als Bediensteter 
auf Zeit darf nur eingestellt werden, wer ... 
nachweist, dass er gründliche Kenntnisse in 
einer Sprache der Gemeinschaften und aus­
reichende Kenntnisse in einer weiteren 
Sprache der Gemeinschaften in dem Umfang 
besitzt, in dem dies für die Ausübung seines 
Amtes erforderlich ist". 

29. Dagegen ist die Anwendung der Spra­
chenregelung der Gemeinschaft umstritten. 
Eurojust widersetzt sich ihr und führt dafür 
zwei Gründe an, die auf ein und derselben 
Grundlage beruhen: einer angeblich vonein­
ander abweichenden Formulierung der ver­
schiedenen Sprachfassungen von Artikel 31 
des Eurojust-Beschlusses. Erstens verwiesen 
alle Sprachfassungen dieser Bestimmung mit 
Ausnahme der spanischen Fassung auf die 
„amtliche Sprachenregelung der Union" und 
nicht auf die „Sprachenregelung der Organe 
der Gemeinschaft"; daraus sei zu schließen, 
dass die Verordnung Nr. 1 auf diese Ein­
richtung keine Anwendung finde. Nach 
dieser Ansicht ist die Sprachenregelung der 
Union eine andere als die der Gemein­
schaften, und es ist abzuwarten, bis die 
Organe der Union genaue Bestimmungen 
zu diesem Punkt erlassen. Zweitens schließt 
Eurojust, selbst unterstellt, dass die Spra­
chenregelung der Gemeinschaft für anwend­
bar befunden wird, aus, dass dies für einen 
Teil seines Tätigkeitsbereichs gilt. Der Um­
stand, dass Artikel 31 des Eurojust-Beschlus­
ses in allen seinen Sprachfassungen mit 
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Ausnahme der spanischen Fassung be­
stimme, dass diese Regelung für die „Ar­
beiten" oder für die „Verfahren" von Eurojust 
gelte, bedeute, dass dessen interne Kom­
munikation dem Anwendungsbereich dieser 
Regelung entzogen sei. 

30. Keiner der beiden Gründe hält einer 
Prüfung stand. Erstens ergibt sich die 
Anwendbarkeit der Verordnung Nr. 1 klar 
aus einer feststehenden Kette von Verwei­
sungen im Wortlaut. Denn die Sprachenre­
gelung der Union, die sich in den Rahmen 
der dritten Säule der Union einfügt, ist in 
Artikel 41 EU geregelt. Dieser erklärt 
Artikel 290 EG ausdrücklich für auf die 
Bestimmungen der Union über die polizei­
liche und justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen anwendbar. Artikel 290 EG 
verweist auf eine Verordnung des Rates zur 
Regelung der Sprachenfrage für die Organe 
der Gemeinschaft, die in Form der Verord­
nung Nr. 1 erlassen worden ist 34. Im 
Übrigen ist bemerkenswert, dass die letzte 
geänderte Fassung dieser Verordnung aus­
drücklich die Sprachen „der Organe der 
Union" anführt. Dies ist also die Regelung, 
die Artikel 31 des Eurojust-Beschlusses auf 
Eurojust als Stelle, die im Rahmen der 
Bestimmungen des Vertrages über die Union 
tätig ist, erstreckt. 

31. Zweitens ist der Ausschluss dieser Re­
gelung für einen Teil der Tätigkeit von 
Eurojust ebenfalls nicht gerechtfertigt. Die­
ser Ausschluss beruht auf einer Unterschei­
dung zwischen Aufgaben mit Außenwirkung 

und reinen Verwaltungsaufgaben, die im 
Recht keine Grundlage findet. Nichts deutet 
nämlich darauf hin, dass die Verwaltungs­
aufgaben vom Begriff der „Arbeitssprachen" 
im Sinne der Verordnung Nr. 1 ausgeschlos­
sen wären. Vielmehr besteht aller Anlass für 
die Annahme, dass dieser Begriff unter­
schiedslos die externen und die internen 
Tätigkeiten der Organe erfasst. In diesem 
Sinne hat der Gerichtshof diesen Begriff 
verwendet 35. Der Anwendungsbereich der 
Sprachenregelung erfasst sämtliche Tätig­
keiten der Organe und Stellen der Union, 
sei es auf der Ebene der Außenbeziehungen 
oder auf der Ebene ihrer internen Tätigkeit. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass jede Unter­
scheidung zwischen Außenbeziehungen und 
internen Beziehungen abzulehnen wäre. 
Diese kann jedoch nur auf der Ebene der 
Durchführung der Anwendung der Spra­
chenregelung von Bedeutung sein 36. 

32. Es ist noch über die Anwendbarkeit des 
Verbotes der Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit zu entscheiden. Eurojust 
bestreitet sie mit der Begründung, dass 
dieser auf Artikel 12 EG beruhende Grund­
satz außerhalb des Gemeinschaftsrahmens 
keine Anwendung finde. Dieser Einwand 
erscheint mir nicht begründet. Denn es steht 
fest, dass Artikel 12 EG ein allgemeines 
Prinzip des Gemeinschaftsrechts 37 als „spe-

34 — Es sei bemerkt, dass nach Artikel 28 EU das Gleiche für die 
Bestimmungen über die gemeinsame Außen- und Sicher­
heitspolitik gilt. 

35 — Vgl. z. B. Urteil vom 3. Dezember 1981 in der Rechtssache 
280/80 (Bakke-d'Aloya/Rat, Slg. 1981, 2887, Randnr. 13). 

36 — Vgl. Nr. 46 dieser Schlussanträge. 
37 — Urteil vom 3. Oktober 2000 in der Rechtssache C-411/98 

(Ferlini, Slg. 2000,I-8081, Randnr. 39). 
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zifische[n] Ausdruck des allgemeinen 
Gleichheitssatzes" 38 verankert. Diese Grund­
sätze haben den Rang von „fundamentalen 
Grundsätzen" der Gemeinschaftsrechtsord­
nung 3 9 . Aufgrund dessen sind sie Teil des 
grundlegenden Besitzstands der Gemein­
schaft40. Nach Artikel 2 EU setzt sich die 
Gemeinschaft „die volle Wahrung des ge­
meinschaftlichen Besitzstands und seine 
Weiterentwicklung" zum Ziel. Im Übrigen 
ist die Kategorie, der diese Grundsätze 
angehören, dem Rahmen des EU-Vertrags 
keineswegs fremd, denn nach dessen Arti­
kel 6 „achtet [die Union] die Grundrechte, ... 
wie sie sich ... als allgemeine Grundsätze des 
Gemeinschaftsrechts ergeben" 41. Daraus er­
gibt sich meines Erachtens, dass das funda­
mentale Diskriminierungsverbot und seine 
besondere Ausprägung, der Grundsatz des 
Verbotes der Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit, im Geltungsbereich des 
EU-Vertrags sehr wohl gelten. Daher müssen 
sie den in diesem Rahmen tätigen Organen 
und Stellen entgegengehalten weiden kön-
nen 42. 

33. Dieser auf den Schutz des Besitzstands 
der Gemeinschaft gestützte Schluss ent­
spricht auch einem Bestreben um Kohä­
renz 4 3 . Die Schaffung eines Raumes der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
beruht sowohl auf den Bestimmungen des 
EU-Vertrags als auch auf denjenigen des EG-
Vertrags. Es ist wesentlich, dass die Tätig­
keiten der Organe der Union in diesem 
Rahmen unabhängig von ihrer Grundlage 
den gleichen Anforderungen unterliegen. In 
diesem Sinne sieht Artikel 3 EU ausdrücklich 
vor: „Die Union verfügt über einen ein­
heitlichen institutionellen Rahmen, der die 
Kohärenz und Kontinuität der Maßnahmen 
zur Erreichung ihrer Ziele unter gleichzei­
tiger Wahrung und Weiterentwicklung des 
gemeinschaftlichen Besitzstands sicherstellt." 

34. Ich möchte dem Kapitel des anwend­
baren Rechts eine letzte Bemerkung anfügen. 
Meines Erachtens gehört die Frage der 
sprachlichen Anforderungen nicht nur zum 
Bereich der Verordnungen oder dem Bereich 
der besonderen Bestimmungen des Vertra­
ges. Diese Frage ist mit fundamentalen 
Rechten, einem fundamentalen Grundsatz 
und einem fundamentalen Ziel der Euro­
päischen Union zu verknüpfen 'M. In dieser 
Hinsicht ist zu bemerken, dass die Achtung 
und die Förderung der sprachlichen Vielfalt 
keineswegs mit dem Ziel des Gemeinsamen 
Marktes unvereinbar sind. Vielmehr kommt 
unter dem Gesichtspunkt einer Gemein­
schaft, die auf der Freizügigkeit aufbaut, 
„dem Schutz der Rechte und Möglichkeiten 

38 - Urteil vom 19. Marz 2002 in der Rechtssache C-224/00 
(Kommission/Italien. Slg. 2002, I-2965. Randnr. 14). 

39 — Zum Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsan­
gehörigkeit als „fundamentales Verbot" der Gemeinschaft vgl. 
zuletzt Urteil vom 16. September 2004 in der Rechtssache 
C-465/01 (Kommission/Osterreich. Slg. 2004, I-8291, 
Randnr. 25). Zum Grundsatz der Gleichbehandlung als 
„fundamentaler Grundsatz" des Gemeinschaftsrechts vgl. 
Urteil vom 15. lanuar 2002 in der Rechtssache C· 55/00 
(Gottardo. Slg. 2002, I-413. Randnr. 34). 

40 — Sie sind „grundlegende Bestimmungen der Rechtsordnung 
der Gemeinschaft", die der Gerichtshof zu schützen hat (vgl. 
m diesem Sinne Gutachten 1/91 vom 14. Dezember 1991, 
Slg. 1991, I-6079, Randnr. 41). Vgl. auch Pescatore, P., 
„Aspects ludiciaires de l'acquis communautaire", Revue 
trimestrielle de droit européen, 1981, S. 61? 

41 — In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, dass die 
Charta der Grundrechte der Europaischen Union m Arti­
kel 21 das Diskriminierungsverbot als Grundrecht verankern 
mochte, das den Organen der Union entgegengehalten 
werden kann (ABl. 2000. C 364, S. I). 

42 — Vgl. entsprechend die Rechtsprechung zum Zugang zu 
Dokumenten, die sich im Besitz der Organe der Union 
befinden: Urteil des Gerichts vom 19. Oktober 1995 m der 
Rechtssache T-194/94 (Carvel und Guardian Newspapers/ 
Rat. Slg. 1995, II-2765) und Urteil vom 6. Dezember 2001 in 
der Rechtssache C-353/99 P (Rat. Hautala. Slg. 2001, I-9565) 

43 — Vgl. in diesem Sinne Timmermans. C, „The Constitutio­
nalization of the European Union", Yearbook of Europenii 
Law, 2002, Bd. 21. S. 1. 

44 — Vgl. m diesem Sinne Nic Shuibhne, N., „Commentaire de 
l'arrêt Kik/OHMI (C-361/01 P ) . Common Market Law 
Reuen; 2004, S. 1093. 
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der Einzelnen im sprachlichen Bereich be­
sondere Bedeutung zu" 45. Es steht fest, dass 
für den Unionsbürger die Möglichkeit, seine 
eigene Sprache zu verwenden, geeignet ist, 
die Ausübung der Freiheit, sich im Aufnah­
memitgliedstaat zu bewegen und sich in 
dessen Gesellschaft zu integrieren, zu er­
leichtern 46. Unter diesen Umständen ent­
scheidet der Gerichtshof, dass jede Form der 
mittelbaren Diskriminierung, die auf den 
Sprachkenntnissen beruht, zu ahnden ist 47. 

35. In einer als Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts entworfenen 
Union, mit der eine Gesellschaft geschaffen 
werden soll, die sich durch Pluralismus 
auszeichnet 48, ist die Achtung der sprach­
lichen Vielfalt von umso grundlegenderer 
Bedeutung. Dies folgt aus der Achtung, die 
die Union gemäß Artikel 6 Absatz 3 EU der 
nationalen Identität ihrer Mitgliedstaaten 
schuldet. Der Grundsatz der Achtung der 
Vielfalt der Sprachen ist im Übrigen aus­
drücklich in der Grundrechtscharta der 
Europäischen Union 49 und im Vertrag über 
eine Verfassung für Europa 50 ausdrücklich 
verankert. Dieser Grundsatz ist ein beson­
derer Ausdruck der Vielfalt, die für die 
Europäische Union prägend ist. 

36. „Mein Vaterland ist die portugiesische 
Sprache." Diese berühmte Formel von Pes­
soa 51, die zahlreiche Schriftsteller, wie etwa 
Camus 52, wiederholt haben, bringt die Ver­
bindung zum Ausdruck, die zwischen der 
Sprache und dem Gefühl der nationalen 
Zugehörigkeit bestehen kann. Die Sprache ist 
nicht nur ein Mittel, das Werkzeug zur 
gesellschaftlichen Kommunikation ist. Sie 
ist ein wesentliches Merkmal der persönli­
chen Identität und gleichzeitig ein grund­
legender Bestandteil der nationalen Identi-
tät 53. 

37. Meines Erachtens lässt sich die Spra­
chenregelung der Union nicht von diesem 
Kontext und diesem Grundsatz trennen. 
Diese Regelung gewährleistet nämlich, dass 
die sprachlichen Rechte der Einzelpersonen, 
die einen unmittelbaren Zugang zu den 
Organen der Union haben, anerkannt wer­
den. Dies ergibt sich aus der besonderen 
Natur der Beziehungen zwischen der Union 
und ihren Bürgern. Sie ist daher als un­
mittelbarer Ausdruck der sprachlichen Viel­
falt der Europäischen Union zu betrachten. 
In dieser Eigenschaft stellt sie eine grund­
legende institutionelle Regel der Europä­
ischen Union dar. 

38. Zwar lässt sich davon kein absoluter 
Grundsatz der Gleichheit der Sprachen in 
der Union herleiten. Wie aus dem Urteil Kik/ 

45 — Urteile vom 11. Juli 1985 in der Rechtssache 137/84 (Mutsch, 
Slg. 1985, 2681, Randnr. 11) und vom 24. November 1998 in 
der Rechtssache C-274/96 (Bickel und Franz, Slg. 1998, 
I-7637, Randnr. 13). 

46 — In Fußnote 45 angeführte Urteile Mutsch, Randnr. 16, sowie 
Bickel und Franz, Randnr. 16. 

47 — Urteil vom 28. November 1989 in der Rechtssache 379/87 
(Groener, Slg. 1989, 3867, Randnrn. 19 und 23). 

48 — Dies ist einer der Grundwerte der Union nach Artikel 2 des 
Vertrages über eine Verfassung für Europa, angeführt in 
Fußnote 20. 

49 — Artikel 22 der Charta lautet: „Die Union achtet die Vielfalt 
der Kulturen, Religionen und Sprachen". 

50 — Artikel 3 Absatz 3 dieses Vertrages bestimmt: „[die Union] 
wahrt den Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen 
Vielfalt und sorgt für den Schutz und die Entwicklung des 
kulturellen Erbes Europas". 

51 — „A minha pátria é a língua portuguesa" (B. Soares, Pseudo­
nym von F. Pessoa, Livro do Desassossego, Lissabon, 1931/32). 

52 — Es wird berichtet, dass Camus gesagt habe: „Ja, ich habe ein 
Vaterland, das ist die französische Sprache". 

53 — Damit lässt sich erklären, dass sich die Gemeinschaft eine 
einheitliche Währung zugelegt hat, während es undenkbar 
wäre, dass die Gemeinschaft eine gemeinsame Sprache 
annähme (in diesem Sinne De Witte, B., „Language Law of 
the European Union: Protecting or Eroding Linguistic 
Diversity?", Culture and the European Union, Oxford 
University Press, Oxford, 2004). 
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HABM hervorgeht, können die Bezugnah­
men auf die Verwendung der Sprachen in 
der Europäischen Union im Vertrag „nicht 
als Ausdruck eines allgemeinen Grundsatzes 
des Gemeinschaftsrechts angesehen werden, 
der jedem Bürger einen Anspruch darauf 
gewährte, dass alles, was seine Interessen 
berühren könnte, unter allen Umständen in 
seiner Sprache verfasst sein müsste" 54. Es 
gibt nämlich Umstände, unter denen dieser 
Anspruch nicht gelten kann. Diese Um­
stände müssen jedoch beschränkt werden, 
und sie müssen in jedem Fall gerechtfertigt 
sein. Auf alle Fälle sind die Organe und die 
Stellen der Union verpflichtet, den Grund­
satz der sprachlichen Vielfalt zu achten. 

B — Anwendung auf den vorliegenden Fall 

39. In dieser Rechtssache ist nicht nur die 
Vereinbarkeit der Bedingungen für die Ein­
stellung und die Auswahl von Zeitbediens­
teten bei einer Stelle der Union nach dem 
Recht der Union zu beurteilen. Denn sprach­
liche Anforderungen, wie sie im vorliegen­
den Fall gerügt werden, können entweder 
aufgrund der Sprachenregelung, die für die 
interne Tätigkeit einer Stelle gewählt worden 
ist, oder nach Maßgabe der Natur der zu 
besetzenden Posten aufgestellt werden. Ich 
denke, dass bei der Prüfung diese beiden 
Arten von Rechtfertigungen sorgfältig unter­
schieden werden müssen. Daher ist eine 
vorherige Untersuchung der Regelung über 
den Gebrauch der Sprachen in den Organen 
und Stellen der Union geboten. 

1. Die Sprachenregelung der Organe und der 
Stellen der Union 

40. Aus den vorhergehenden Erwägungen in 
Bezug auf das anwendbare Recht geht ein­
deutig hervor, dass der Grundsatz der 
Achtung der sprachlichen Vielfalt der Union 
als grundlegendes Erfordernis für sämtliche 
Organe und Stellen der Union gilt. Dennoch 
kann dieses Erfordernis nicht als absolut 
betrachtet werden. In der Praxis müssen 
Beschränkungen zugelassen werden, damit 
die Achtung des Grundsatzes mit den 
Zwängen der institutionellen und administ­
rativen Praxis vereinbart werden kann. Aller­
dings müssen diese Beschränkungen be­
grenzt und gerechtfertigt sein. Auf alle Fälle 
dürfen sie den Grundsatz, der den Ein­
richtungen die Achtung und Verwendung 
aller Amtssprachen der Union gebietet, nicht 
im Kern beeinträchtigen. 

41. Für die Beurteilung möglicher Beschrän­
kungen dieses Grundsatzes ist der Kontext 
zu berücksichtigen, innerhalb dessen sie 
anzuwenden sind. Denn die genaue Bestim­
mung der Bedeutung eines solchen Grund­
satzes hängt von dem betreffenden Organ 
oder der betreffenden Stelle, den Umständen 
des jeweiligen Falles und den in einer 
solchen Situation zu berücksichtigenden 
widerstreitenden Interessen ab. 

42. In dieser Hinsicht lassen sich drei 
verschiedene Fallgestaltungen unterscheiden. 

54 — Randnr. 82 des Urteils Kik/HABM, angeführt in Fußnote 2 
(Hervorhebung durch mich). 
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43. Es ist klar, dass im Rahmen des Aus­
tauschs zwischen den Einrichtungen und den 
Bürgern der Union der Grundsatz der 
Achtung der sprachlichen Vielfalt den höchs­
ten Schutz verlangt. In diesem Fall steht 
dieser Grundsatz nämlich im Zusammen­
hang mit einem grundlegenden demokrati­
schen Prinzip, dessen Beachtung der Ge­
richtshof zu gewährleisten bestrebt ist 55. 
Dieses erfordert insbesondere, dass die 
Rechtssubjekte der Union, die Mitgliedstaa­
ten und die Unionsbürger, Zugang zu den 
Rechtstexten der Union und zu den Organen 
haben, die sie verfassen. Nur ein solcher 
Zugang kann den Bürgern der Union die 
Möglichkeit bieten, effektiv und gleichbe­
rechtigt am demokratischen Leben der 
Union teilzuhaben 56. Daraus folgt, dass die 
Achtung der sprachlichen Vielfalt im Rah­
men der Ausübung der Beteiligungsrechte, 
die zur Unionsbürgerschaft gehören, nicht 
auf technische Schwierigkeiten stoßen darf, 
die eine effiziente Einrichtung überwinden 
kann und muss. 

44. Diese Rechte erstrecken sich auch auf 
die Beziehungen zwischen den Bürgern und 
der Verwaltung. Im Rahmen der Verwal­
tungsverfahren ist es von wesentlicher Be­
deutung, dass die Betroffenen, Mitgliedstaa­
ten und Bürger, das Organ oder die Stelle 
verstehen können, mit denen sie in Verbin­
dung stehen. Daher bleibt es gemäß Artikel 3 
der Verordnung Nr. 1 bei dem Grundsatz, 
dass die Kommunikationssprache die Spra­
che des Betroffenen sein muss 57. Es steht 

jedoch fest, dass in diesem Rahmen die 
sprachlichen Rechte der Betroffenen be­
stimmten Beschränkungen unterliegen, die 
auf den Erfordernissen der Verwaltung be­
ruhen. So kann die Verwendung einer 
anderen Sprache als der Sprache der Be­
troffenen in bestimmten Fällen zugelassen 
werden, wenn es sich erweist, dass die 
Betroffenen in die Lage versetzt worden 
sind, den Standpunkt der betroffenen Ein­
richtung zur Kenntnis zu nehmen 58. In 
diesem Zusammenhang ist zu berücksich­
tigen, dass die Verfahrensbeteiligten nicht 
bloß als der Hoheitsgewalt eines Mitglied­
staats unterstehende Personen im Sinne von 
Artikel 2 der Verordnung Nr. 1, sondern als 
befähigte und interessierte Personen be­
trachtet werden, die über gedankliche und 
sachliche Möglichkeiten verfügen, die es 
ihnen erlauben, hinreichend aufgeklärt zu 
sein 59. 

45. Daher kann es zulässig sein, wenn der 
Rat gemäß Artikel 290 EG die Amtssprachen 
unterschiedlich behandelt. Doch muss zum 
einen die Entscheidung des Rates im Hin­
blick auf den Grundsatz der sprachlichen 
Vielfalt angemessen und verhältnismäßig 
sein 60. Zum anderen darf diese Entschei­
dung nicht zu ungerechtfertigter Diskrimi­
nierung zwischen den Unionsbürgern füh­
ren. 

46. Von diesen beiden ersten Fällen ist die 
interne Geschäftsregelung der Organe und 

55 — Urteil vom 29. Oktober 1980 in der Rechtssache 138/79 
(Roquette Frères/Rat, Slg. 1980, 3333, Randnr. 33). 

56 — In diesem Sinne sieht Artikel 21 Absatz 3 EG vor: „Jeder 
Unionsbürger kann sich schriftlich in einer der in Artikel 314 
genannten Sprachen an jedes Organ oder an jede Einrichtung 
wenden, die in dem vorliegenden Artikel ... genannt sind, 
und eine Antwort in derselben Sprache erhalten." 

57 — Urteil des Gerichts vom 27. Februar 1992 in den Rechts­
sachen T-79/89, T-84/89 bis T-86/89, T-89/89, T-91/89, 
T-92/89, T-94/89, T-96/89, T-98/89, T-102/89 und T-104/89 
(BASF u. a./Kommission, Slg. 1992, II-315, Randnrn. 54 
und 55) und Urteil des Gerichtshofes vom 10. Februar 1998 
in der Rechtssache C-263/95 (Deutschland/Kommission, 
Slg. 1998,I-441, Randnr. 27). 

58 — Vgl. insbesondere Urteile des Gerichts vom 14. Juli 1994 in 
der Rechtssache T-77/92 (Parker Pen/Kommission, Slg. 1994, 
II-549, Randnrn. 73 bis 75) und vom 7. Februar 2001 in der 
Rechtssache T-118/99 (Bonaiti Brighina/Kommission, 
Slg. ÖD 2001, I-A-25 und II-97, Randnrn. 16 bis 19) sowie 
Urteil Kik/HABM, angeführt in Fußnote 2, Randnrn. 92 
bis 94. 

59 — Urteil Kik/HABM, angeführt in Fußnote 2, Randnrn. 88 
und 89. 

60 — Urteil Kik/HABM, angeführt in Fußnote 2, Randnr. 94. 
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Stellen der Union zu unterscheiden. Zwar ist 
die sprachliche Vielfalt die Grundregel im 
Rahmen der Außenbeziehungen, d. h., wenn 
es darum geht, die sprachlichen Rechte der 
Personen zu achten, die Zugang zu den 
Organen und den Stellen der Union haben. 
Der Vertrag und die Rechtsprechung gehen 
davon aus, dass die Wahl der Kommunika­
tionssprache dem Mitgliedstaat oder der 
Person obliegt, die in einer Beziehung zu 
den Einrichtungen steht. Dagegen unterliegt 
im Rahmen der internen Tätigkeit der Ein­
richtungen der Union die Wahl der internen 
Kommunikationssprache der Verantwortung 
dieser Einrichtungen; diese sind befugt, sie 
ihren Bediensteten vorzuschreiben. Daher 
können nach Artikel 6 der Verordnung 
Nr. 1 die Organe „in ihren Geschäftsord­
nungen festlegen, wie diese Regelung der 
Sprachenfrage im Einzelnen anzuwenden 
ist". 

47. In diesem Rahmen gibt es zwei Arten 
von einander widersprechenden Anforde­
rungen, die zwingend sind. Zum einen 
gebieten elementare Gründe der Wirksam­
keit der Verwaltungsarbeit eine begrenzte 
Wahl von Arbeitssprachen 61. Es ist offen­
kundig, dass ein System der vollständigen 
sprachlichen Vielfalt für ein Organ oder eine 
Stelle, das oder die mit technischen und 
spezialisierten Zuständigkeiten ausgestattet 
ist, praktisch nicht handhabbar und wirt­
schaftlich untragbar ist. Aber zum anderen 
lässt sich die interne Sprachenregelung nicht 
völlig von der Regelung der Außenkom­

munikation der Einrichtungen trennen. Die 
Funktionsweise und die Zusammensetzung 
der Stellen und der Organe der Union 
müssen stets das Bestreben widerspiegeln, 
das geografische und sprachliche Gleich­
gewicht der Union zu wahren und das 
Diskriminierungsverbot zu beachten 62. Dies 
ist auch der Sinn der den Einrichtungen 
auferlegten Verpflichtung, auf einer Grund­
lage, die so breit wie möglich ist, unter den 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten aus­
zuwählen. 

48. Im Bereich der Festlegung der internen 
Sprachenregelung ist daher den Organen 
und den Stellen der Union eine gewisse 
funktionelle Selbständigkeit einzuräumen. 
Diese Selbständigkeit ist notwendig, um ihr 
ordnungsgemäßes Funktionieren zu gewähr­
leisten 63. Nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes ist sie Ausdruck eines Grund­
satzes, der „jedem institutionellen System 
innewohnt]" 64. Allerdings ist diese Selb­
ständigkeit stark begrenzt. Sie kann nur in 
den vom Vertrag anerkannten Grenzen aus­
geübt werden . In diesem Zusammenhang 
ist daran zu erinnern, dass der Vertrag dem 

61 — Vgl. in diesem Sinne Schlussantrãge von Generalanwalt 
Jacobs in der Rechtssache Kik/HABM, angeführt in Fuß­
note 2, Nr. 63, und Schlussanträge von Generalanwalt Van 
Gerven in der Rechtssache C-137/92 P (Kommission/BASF 
u. a.), die mit dem Urteil vom IS. Juni 1994 (Slg. 1994,I-2555, 
Nr. 43) abgeschlossen worden ist 

62 — Vgl. entsprechend Urteil vom 4. März 1964 in der Rechts­
sache 15/63 (Lassalle/Parlament, Slg. 1964, 63), in dem der 
Gerichtshof u. a. das Streben „nach jenem geografischen 
Gleichgewicht" erwähnt, „was übrigens dem Geist entspricht, 
auf dem die Gemeinschaften beruhen" (Slg. 1964, 78). 

63 — Vgl. u. a. Urteil vom 15. September 1981 in der Rechtssache 
208/80 (Lord Bruce of Donington, Slg. 1981, 2205, 
Randnr. 17). 

64 — Urteil vom 23. September 1986 in der Rechtssache 5/85 
(AKZO Chemie/Kommission, Slg. 1986, 2585, Randnr. 37). 

65 — Vgl. entsprechend Urteil vom 28. November 1991 in den 
Rechtssachen C-213/88 und C-39/89 (Luxemburg/Parla­
ment, Slg. 1991, I-5643, Randnr. 34). 

I - 2093 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN POIARES MADURO — RECHTSSACHE C-160/03 

Rat die Hauptverantwortung für die Fest­
legung der Sprachenregelung der Einrichtun­
gen der Union überträgt 66. Diese Verant­
wortung impliziert einen weiten Ermessens­
spielraum, vorausgesetzt, dass dieser nicht 
dazu führt, dass der Grundsatz der sprach­
lichen Vielfalt in seinem Kern beeinträchtigt 
wird. Dagegen verfügen die Organe und die 
Stellen der Union nur über einen begrenzten 
Ermessensspielraum bei der Durchführung 
dieser Regelung. Es darf ihnen nur zu dem 
Zweck, die funktionellen Bedürfnisse ihrer 
internen Organisation zu befriedigen, gestat­
tet werden, davon Gebrauch zu machen. 

49. Daher kann die Wahl einer oder meh­
rerer Sprachen der Union auf interner Ebene 
nur dann zugelassen werden, wenn sie auf 
objektiven Erwägungen beruht, die im Zu­
sammenhang mit den funktionellen Bedürf­
nissen der betreffenden Stelle stehen, und 
wenn sie nicht zu einer ungerechtfertigten 
Ungleichbehandlung von Bürgern der Union 
führt. Es muss zum einen gewährleistet 
werden, dass die gewählte Regelung den 
besonderen Bedürfnissen der betreffenden 
Stelle unter Berücksichtigung beispielsweise 
ihrer Geschichte als Einrichtung, des Ortes 
ihres Sitzes, der Notwendigkeit der internen 
Kommunikation oder der Art der ihr ob­
liegenden Aufgaben entspricht. Zum ande­
ren ist sicherzustellen, dass diese Wahl nicht 
den gleichen Zugang der Bürger der Union 
zu den von ihren Organen und Stellen 
angebotenen Stellen beeinträchtigt. In die­

sem Zusammenhang müssen alle, die über 
die Fähigkeiten verfügen, deren es für die 
Ausübung der Tätigkeiten im Zusammen­
hang mit den zu besetzenden Posten bedarf, 
unter gleichen Voraussetzungen Zugang zu 
den Einstellungsverfahren haben und sich an 
ihnen beteiligen können 67. 

50. Auf alle Fälle kann man sich nicht mit 
einer Rechtfertigung der internen Sprachen­
regelung begnügen, die auf der „Natur der 
Dinge" („la naturaleza de los hechos") 
beruht, wie Eurojust vor dem Gerichtshof 
geltend gemacht hat. 

2. Die Rechtmäßigkeit der Einstellungsbe­
dingungen 

51. In den angefochtenen Maßnahmen legt 
Eurojust Anforderungen auf sprachlichem 
Gebiet fest, die nicht denjenigen entspre­
chen, die sich aus Artikel 12 Absatz 2 der 
Beschäftigungsbedingungen ergeben. Sie un­
terscheiden sich sowohl durch den Umfang 
als auch durch das Niveau der verlangten 
Kenntnisse. Das Königreich Spanien macht 
geltend, dass dieser Unterschied an sich eine 
Verletzung der Beschäftigungsbedingungen 
darstelle. 

66 — In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, dass der Vertrag 
von Nizza bei der Änderung des Protokolls über die Satzung 
des Gerichtshofes den Rat auffordert, Vorschriften über die 
Regelung der Sprachenfrage für den Gerichtshof und das 
Gericht im Rahmen dieser Satzung und nicht mehr im 
Rahmen der Verfahrensordnungen zu erlassen (Artikel 64 
der Satzung). Daraus folgt, dass diese Vorschriften den Rang 
des primären Rechts erwerben müssen und dass jede 
Änderung vom Rat einstimmig nach dem in 
Artikel 245 EG vorgesehenen Verfahren gebilligt werden 
muss. Diese Änderung bestätigt die Bedeutung, die der 
Vertrag den Bestimmungen über die Sprachenregelung und 
die besondere Verantwortung, die dem Rat in dieser Hinsicht 
obliegt, verleiht. 

67 — Dies ergibt sich auch aus Artikel 15 in Verbindung mit 
Artikel 21 der Grundrechtecharta der Europäischen Union, 
die zum einen das Recht jedes Unionsbürgers auf Zugang zur 
Beschäftigung und zu den in der Union veranstalteten 
Einstellungsverfahren und zum anderen das Recht, keine 
Diskriminierung aufgrund u. a. der Sprache zu erfahren, 
schützt. 
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52. So formuliert, erscheint mir dieses Vor­
bringen unbegründet. Denn die Gemein­
schaftsrechtsprechung hindert ein Organ 
oder eine Stelle der Union nicht daran, 
berufliche Anforderungen insbesondere im 
Zusammenhang mit den Sprachkenntnissen 
festzulegen, die strenger als diejenigen sind, 
die den in den Beschäftigungsbedingungen 
aufgestellten Mindestanforderungen ent­
sprechen 68. Allerdings müssen diese zusätz­
lichen Anforderungen jedoch gerechtfertigt 
sein69. Mit anderen Worten, diese Anforde­
rungen müssen einem berechtigten Zweck 
entsprechen und im rechten Verhältnis zu 
dem verfolgten Zweck stehen. 

53. Vor dem Gerichtshof trägt Eurojust zwei 
Arten von Rechtfertigungsgründen vor. 

a) Die Rechtfertigung mit der Arbeitssprache 

54. Nach Ansicht von Eurojust sind die 
verlangten Fähigkeiten notwendig, um es 
den angenommenen Bewerbern zu erlauben, 
miteinander innerhalb der Stelle zu kom­
munizieren. Sie seien mit der Notwendigkeit 
gerechtfertigt, die Arbeitssprachen von Eu­
rojust zu beherrschen. 

55. Es unterliegt meines Erachtens keinem 
Zweifel, dass die Wahl einer internen Kom­

munikationssprache notwendig sein kann, 
um das ordnungsgemäße Funktionieren der 
Organe und der Stellen der Union zu 
gewährleisten 70. Diese Wahl erscheint umso 
berechtigter, als die in Rede stehende Stelle 
eine besondere Einrichtung ist, die über 
beschränkte Mittel verfügt. Zur Erreichung 
dieses berechtigten Zweckes erscheint je­
doch die Anforderung einer nebeneinander 
bestehenden Kenntnis von zwei bestimmten 
Sprachen der Union für alle in Rede 
stehenden Positionen, mit Ausnahme der 
Positionen des Rechnungsführers und des 
Bibliothekars/Archivars, nicht als geeignet. 
Um eine gute Kommunikation innerhalb der 
Stelle zu gewährleisten, dürfte die Beherr­
schung einer einzigen gemeinsamen Sprache 
ausreichen. Wenn alle Bediensteten dieser 
Stelle diese Sprache beherrschen, so ist 
offenkundig, dass das Erfordernis einer 
zweiten Arbeitssprache nicht durch Gründe 
der internen Kommunikation gerechtfertigt 
sein kann. 

56. Es sei klargestellt, dass dies jedoch nicht 
ausschließt, dass eine Stelle sich dafür 
entscheiden kann, mehrere Arbeitssprachen 
zu haben. Diese Entscheidung muss jedoch 
durch die besonderen Funktionsbedürfnisse 
dieser Stelle unter Berücksichtigung insbe­
sondere der Unterschiedlichkeit des einge­
stellten Personals dargetan und gerechtfer­
tigt werden. Die Verwendung mehrerer 
Sprachen in den Dienststellen der Einrich­
tung kann die Kenntnis einer dieser Arbeits­
sprachen rechtfertigen. In diesem Fall dürfte 
es ausreichend sein, die Kenntnis einer dieser 
Sprachen zu verlangen. Auf alle Fälle dürfte 
sich das Erfordernis einer Kenntnis verschie­
dener Sprachen nebeneinander nicht mit den 
Bedürfnissen der internen Kommunikation 
rechtfertigen lassen und kann nur dem 
Willen entspringen, bestimmten Sprachen 68 - Vgl. Urteil des Gerichtshofes vom 13. Juli 1989 in der 

Rechtssache 108/88 (Cendoya/Kommission. Slg. 1989, 2711, 
Randnr. 24) und Urteil des Gerichts vom 18. September 2003 
in der Rechtssache T-73/01 (Pappas/Ausschuss der Regionen, 
Slg. ÖD 2003, I-A-207 und II-1011, Randnr. 85) 

69 — Vgl. in diesem Sinne Urteil Lassalle Parlament. angefuhrt in 
Fußnote- 62, Slg. 1964, 79. 70 — Vgl. Nr 47 dieser Schlussantrage. 
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der Union eine bevorzugte Stellung ein­
zuräumen. Es ist jedoch daran zu erinnern, 
dass nach Artikel 290 EG die Befugnis, 
Amtssprachen der Union unterschiedlich 
zu behandeln, ausschließlich dem Rat zu­
kommt, der von ihr unter Berücksichtigung 
des dem Grundsatz der Vielfalt der Sprachen 
geschuldeten Respekts Gebrauch machen 
muss. 

57. Im vorliegenden Fall erscheinen die 
Punkte, mit denen die Anforderung einer 
nebeneinander bestehenden Kenntnis von 
zwei verschiedenen Sprachen der Union in 
die Ausschreibungen in Bezug auf den 
Datenschutzbeauftragten, den Juristen, den 
Sekretär der allgemeinen Verwaltung, den 
IT-Informatikfachmann und den Pressebe­
auftragten aufgenommen werden, eindeutig 
unverhältnismäßig. Sie können nicht allein 
mit dem Ziel gerechtfertigt werden, die 
interne Kommunikation in der Stelle zu 
gewährleisten. 

58. Das Erfordernis einer ausreichenden 
Kenntnis des Englischen für die Besetzung 
der Position des Rechnungsführers könnte 
zugelassen werden, wenn die Wahl des 
Englischen als Arbeitssprache eindeutig dar­
getan und ordnungsgemäß gerechtfertigt 
wäre. Die Stellungnahme, die Eurojust dem 
Gerichtshof vorgelegt hat, entbehrt jedoch 
der Klarheit. Bald sieht es so aus, als ob eine 
einheitliche interne Kommunikationssprache 
gewählt worden wäre, ohne dass jedoch 
eindeutig angegeben wird, welche 71, bald 
hat es den Anschein, dass die beiden in den 
Stellenausschreibungen verlangten Sprachen 
die internen Kommunikationssprachen der 
Stelle sind 72. Die Geschäftsordnung von 

Eurojust enthält im Übrigen dazu ebenfalls 
keine Erläuterung. Da Eurojust die Wahl 
einer oder mehrerer Arbeitssprachen weder 
schlüssig dargetan noch gerechtfertigt hat, ist 
der vorgebrachte Rechtfertigungsgrund in 
diesem Fall ebenfalls zurückzuweisen. 

59. Es bleibt der weitere Rechtfertigungs­
grund zu prüfen, den Eurojust vorgetragen 
hat, um die Rechtmäßigkeit der angefochte­
nen Maßnahmen zu verteidigen. 

b) Die Rechtfertigung durch die Natur der 
Aufgaben 

60. Eurojust macht ferner geltend, dass die 
sprachlichen Anforderungen im Zusammen­
hang mit den Tätigkeiten stünden, die mit 
den verschiedenen in Rede stehenden Posten 
verbunden seien. 

61. Es ist einzuräumen, dass die Art der 
ausgeschriebenen Tätigkeiten die Beherr­
schung einer anderen Sprache als der inter­
nen Kommunikationssprache der Stelle 
rechtfertigen kann. Allerdings darf eine 
Maßnahme zur Einführung umfangreicherer 
sprachlicher Anforderungen, als sie in den 
Beschäftigungsbedingungen vorgesehen 
sind, ein Grundprinzip wie das Diskriminie­
rungsverbot nicht beeinträchtigen. Daher 
müssen sprachliche Anforderungen, die auf­
grund der Natur des Postens verfügt werden, 
eng im Zusammenhang mit den zu beset-

71 — Nrn. 49 und 65 der Klagebeantwortung. 
72 — Nrn. 13 und 28 der Gegenerwiderung. Dies ergibt sich auch 

implizit aus den Ausführungen von Eurojust in der münd­
lichen Verhandlung. 
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zenden Posten stehen und dürfen nicht dazu 
führen, dass das Erfordernis der unterschied­
lichen geografischen Herkunft des Personals 
der Union in Frage gestellt wird. 

62. Bei der ersten dieser Voraussetzungen 
geht es um die Prüfung, ob die gestellten 
sprachlichen Anforderungen in einem not­
wendigen und unmittelbaren Zusammen­
hang mit den ausgeschriebenen Tätigkeiten 
stehen. Falls dieser Zusammenhang nicht 
dargetan wird, gilt für solche Anforderungen, 
dass sie eine Diskriminierung von Unions­
angehörigen beinhalten, die über die not­
wendige Befähigungen im Sinne von Arti­
kel 12 der Beschäftigungsbedingungen für 
die Wahrnehmung der zu besetzenden Pos­
ten verfügen. Auch unabhängig vom Krite­
rium der Staatsangehörigkeit kann eine 
solche Diskriminierung aufgrund der Spra­
che eine ungerechtfertigte Behinderung für 
den Zugang zur Beschäftigung darstellen. 

63. Bei der zweiten Voraussetzung geht es 
um die Prüfung, ob die festgelegten Anfor­
derungen nicht das Ziel, ein geografisches 
Gleichgewicht innerhalb der Organe und 
Stellen der Union zu wahren, übermäßig 
beeinträchtigen. Es steht fest, dass die Be­
vorzugung bestimmter Sprachen bei den 
beruflichen Anforderungen den Unionsbür­
gern einen Vorteil verschafft, deren Mutter­
sprache eine dieser Sprachen ist. Ein solcher 
Vorteil kann eine mittelbare Diskriminie­
rung der anderen Unionsbürger enthalten. 
Das Verbot der Diskriminierung aufgrund 
der Staatsangehörigkeit steht daher dem 
entgegen, dass eine von den dienstlichen 
Bedürfnissen gebotene sprachliche Anforde­
rung dazu führt, dass der zu besetzende 

Posten einer oder mehreren bestimmten 
Staatsangehörigkeiten vorbehalten wird 73. 

64. Im vorliegenden Fall ist nicht dargetan, 
dass die für die zu besetzenden Posten 
aufgestellten Anforderungen Diskriminie­
rungen aufgrund der Sprache oder der 
Staatsangehörigkeit enthielten. 

65. Zum einen dürften die angefochtenen 
Maßnahmen keine abschreckende Wirkung 
auf Unionsbürger mit einer anderen Mutter­
sprache als den in den angefochtenen Maß­
nahmen verlangten Sprachen entfalten. Viel­
mehr scheinen die gemachten Angaben eine 
ausgewogene Vertretung der verschiedenen 
Staatsangehörigkeiten im Rahmen der Ein­
stellungsverfahren und innerhalb der betrof­
fenen Stelle zu belegen. 

66. Zum anderen hat Eurojust zwar keine 
sehr eingehenden Erläuterungen in Bezug 
auf den Zusammenhang gegeben, der zwi­
schen den betreffenden jeweiligen Tätig­
keiten und den entsprechenden sprachlichen 
Anforderungen bestehen könnte. In diesem 
Zusammenhang hat sich Eurojust damit 
begnügt, „implizite" Gründe anzugeben, die 
aus den Beschreibungen der ausgeschriebe­
nen Tätigkeiten hervorgingen. Sie sollen 
insbesondere in der Notwendigkeit bestehen, 
ständige Beziehungen mit externen Personen 
oder Einrichtungen sowohl auf nationaler als 
auch internationaler Ebene zu unterhalten, 
und in der Notwendigkeit, schnell über 

73 — Urteil Lassalle/Parlament, angeführt in Fußnote 62. 
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angemessene Arbeitsmittel zu verfügen. In 
diesem Zusammenhang ist daran zu erin­
nern, dass den Einrichtungen der Union eine 
gewisse Selbständigkeit bei der Festlegung 
der Natur ihrer funktionalen Bedürfnisse 
zuzubilligen ist. Nur die offensichtliche 
Ungeeignetheit der aufgestellten Anforde­
rungen kann die Rechtmäßigkeit der ange­
fochtenen Maßnahmen beeinträchtigen. Im 
vorliegenden Fall hat das Königreich Spanien 
nichts Konkretes vorgetragen, was die Er­
heblichkeit der verlangten Sprachkenntnisse 
für die Zwecke der Ausübung der ausge­
schriebenen Tätigkeiten in Frage stellen 
könnte. 

67. Selbst wenn in diesem Fall die Recht­
fertigung mit der internen Kommunikations­
sprache nicht für die Darlegung der Be­
gründetheit der aufgestellten Anforderungen 
genügt, kann eine Rechtfertigung mit der 
Natur der Tätigkeiten nicht verneint werden. 
Da die Rechtswidrigkeit der in den Stellen­
ausschreibungen von Eurojust aufgestellten 
sprachlichen Anforderungen nicht dargetan 
worden ist, bin ich der Ansicht, dass die 
gegen diesen Teil der angefochtenen Maß­
nahmen vorgetragenen Gründe zurückzu­
weisen sind. 

3. Die Rechtmäßigkeit der Auswahlbedin­
gungen 

68. Zu verlangen, dass ein Teil der für die 
Einreichung der Bewerbungen erforderlichen 
Unterlagen in englischer Sprache eingereicht 
wird, verstößt gegen die Regel, dass Privat­
personen das Recht haben, sich in einer 
Amtssprache ihrer Wahl an die Organe und 

die Stellen der Union zu wenden. Diese Regel 
gilt für Eurojust gemäß Artikel 2 der 
Verordnung Nr. 1, die gemäß Artikel 31 
des Eurojust-Beschlusses für Eurojust gilt 74. 

69. Es fragt sich daher, ob dieser Verstoß 
gerechtfertigt werden kann. Die Lage, in der 
sich Bewerber befinden, die auf eine Aus­
schreibung einer Stelle der Union antworten, 
ist nicht mit derjenigen von Bürgern ver­
gleichbar, die sich im Rahmen der demokra­
tischen Beteiligung am Leben der Union an 
die Einrichtungen wenden. Ihre Bewerbung 
ist Teil eines veranstalteten Auswahlverfah­
rens und steht in unmittelbarem Zusam­
menhang mit der Ausübung bestimmter 
Tätigkeiten. Daher kann das in Rede stehen­
de Erfordernis gerechtfertigt sein, wenn es 
zum einen in unmittelbarem Zusammen­
hang mit den notwendigen Fähigkeiten für 
die Beldeidung der zu besetzenden Posten 
steht und wenn es zum anderen die recht­
lichen Belange der möglicherweise betroffe­
nen Personen nicht übermäßig beeinträch­
tigt. 

70. Dies bedeutet, dass es auf alle Fälle nicht 
mit Gründen gerechtfertigt werden kann, die 
im Zusammenhang mit den Bedingungen 
der Veranstaltung und der Leitung des 
Auswahlverfahrens stehen. Eine Person kann 
nicht ausschließlich aus technischen Grün­
den von einem Auswahlverfahren ausge­
schlossen werden. Ein solcher Ausschluss 
würde das Grundrecht der betroffenen 
Personen auf Zugang zur Beschäftigung 
beeinträchtigen. Dagegen kann von einem 
Bewerber um eine Position in einer Stelle der 

74 — Vgl. Nr. 30 dieser Schlussanträge. 
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Union verlangt weiden, dass er im Bewer­
bungsformular nachweist, dass er über einige 
der zur Bekleidung der in Rede stehenden 
Position erforderlichen Fähigkeiten verfügt. 

71. Dies gilt sicherlich für Ausschreibungen, 
in denen ausgezeichnete, gründliche oder 
ausreichende Kenntnisse des Englischen zu 
den für die Bekleidung der angebotenen 
Positionen verlangten Fähigkeiten gehören. 
In diesem Fall lässt sich ein Zusammenhang 
zwischen der Pflicht, das Bewerbungsschrei­
ben in englischer Sprache zu verfassen, und 
den aufgestellten beruflichen Anforderungen 
feststellen. Außerdem sind alle Betroffenen 
in der Lage, von diesen Anforderungen 
durch die Bekanntmachung der Ausschrei­
bungen in allen Amtssprachen der Union 
Kenntnis zu nehmen. Schließlich behalten 
die Bewerber das Recht, ihre Bewerbung 
auch in der Sprache der Bekanntmachung 
der Ausschreibung einzureichen. Somit ist 
die Beeinträchtigung der sprachlichen Rech­
te der Betroffenen begrenzt und auf alle Fälle 
durch die Aufgaben der betroffenen Positio­
nen gerechtfertigt. 

72. Es bleibt jedoch ein Fall, in dem diese 
Voraussetzungen wohl nicht eingehalten 
worden sind. Nach der Ausschreibung für 
die Position des Bibliothekars/Archivars sind 
die Bewerbungen auf Englisch einzureichen. 
Doch enthält die Ausschreibung keine aus­
drückliche Angabe in Bezug auf die sprach­
lichen Fähigkeiten. Der Zusammenhang zwi­
schen der ausgeschriebenen Tätigkeit und 
dem Erfordernis, die Bewerbung auf Englisch 
einzureichen, ist daher nicht dargetan. Ohne 
Zweifel könnte man von einem anderen in 
der Ausschreibung vorgesehenen Auswahl­
kriterium, wonach „solide Kenntnisse der 
Quellen der wichtigsten Rechtsdokumente ... 

in Bezug ... auf das System des .Common 
law'" erforderlich sind, herleiten, dass Kennt­
nisse der englischen Sprache notwendig sind. 
Nichts deutet jedoch darauf hin, dass es 
notwendig wäre, Englisch sprechen und 
schreiben zu können, um die in Rede 
stehende Position bekleiden zu können. 

73. In Ermangelung von Angaben über die 
für die betreffende Position verlangten 
Sprachkenntnisse ist es unmöglich, festzu­
stellen, ob das in Rede stehende Erfordernis 
gerechtfertigt ist. Daher bin ich der Ansicht, 
dass die Voraussetzung der Verfassung der 
Bewerbungen in englischer Sprache in der 
Ausschreibung für die Position des Biblio­
thekars/Archivars rechtswidrig ist. 

IV — Folgen der vorgeschlagenen Lösung 

74. Das Königreich Spanien beantragt die 
teilweise Aufhebung der angefochtenen 
Maßnahmen. Nach allem ist diesem Antrag 
zum Teil stattzugeben. 

75. Der Gerichtshof hat sich jedoch in seiner 
Rechtsprechung zu Auswahlverfahren für 
Beamte und Bedienstete auf Zeit 75 stets 
bestrebt gezeigt, nicht nur dem Interesse 

75 — Vgl. insbesondere Urteile vom 14. lull 1983 in der Rechtsache 
1+1 82 (Delti Gerichtshof, Slg. 1983, 2421. Randnr. 331 und 
vom 6. lull 1993 in der Rechtssache C-242/90 P (Kommis-
sion/Albani u. a„ Slg. 1993. I-3839, Randnrn. 13 und 14). 

I - 2099 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN POIARES MADURO — RECHTSSACHE C-160/03 

der Rechtmäßigkeit und den Interessen der 
zu Unrecht abgelehnten Bewerber Rechnung 
zu tragen, sondern auch den Interessen der 
bereits ausgewählten Bewerber, denen kein 
Vorwurf gemacht werden kann. Daher hat er 
eingeräumt, dass die Rechtswidrigkeit eines 
Auswahlverfahrens für die Einstellung nicht 
automatisch zur Nichtigerklärung sämtlicher 
Ergebnisse dieses Auswahlverfahrens führt. 

76. Eine solche Lösung erscheint mir im 
vorliegenden Fall geboten. Falls der Gerichts­
hof diesen Schlussanträgen folgt, ist klarzu­
stellen, dass die teilweise Nichtigerklärung 
der Ausschreibung für die Position des 
Bibliothekars/Archivars nicht die bereits auf­
grund der bekannt gemachten Ausschrei­
bung erfolgte Ernennung in Frage stellen 
kann. 

V — Ergebnis 

77. Nach allem schlage ich dem Gerichtshof vor, für Recht zu erkennen: 

1. Die Ausschreibung von Eurojust für die Position eines Bibliothekars/Archivars 
wird für nichtig erklärt, soweit darin verlangt wird, dass die Unterlagen für die 
Einreichung der Bewerbungen in englischer Sprache abzufassen und ein­
zureichen sind; 

2. im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
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